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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Obwohl der Nationalrat der parlamentarischen Initiative von Gabriela Suter (sp, AG) für
Barrierefreiheit des Live-Streams der Parlamentsdebatten mit 108 zu 7 Stimmen
deutlich Folge gegeben hatte, insistierte das Büro-SR einstimmig auf seinen
ursprünglichen Entscheid, dem Anliegen keine Folge zu geben. Barrierefreiheit – die
Initiative verlangte insbesondere, dass die Internetübertragung der Ratsdebatten mit
Untertiteln versehen wird, damit auch hörgeschädigte Menschen ihnen folgen können –
sei wichtig, so die Sprecherin des Büros, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG); die Kosten
für die hier vorgesehene Umsetzung (z.B. mittels Live-Untertitelung in mehrere
Sprachen oder Simultanübersetzung in Gebärdensprache) seien aber nicht
verhältnismässig. Der Ständerat habe bereits 2015 einen Vorschlag für eine
Simultanübersetzung in die Landessprachen abgelehnt, der es einem grossen Teil der
Bevölkerung erlaubt hätte, die Debatten in der jeweiligen Muttersprache zu verfolgen.
Auch damals sei man vor den Kosten von über CHF 600'000 jährlich zurückgeschreckt.
Eine Untertitelung oder eine «Verdolmetschung in Gebärdensprache» via Livestream
sei auch deshalb nicht nötig, weil die provisorischen Ratsprotokolle wenige Minuten
nach den Voten im Internet publiziert würden. Wenn Barrierefreiheit angestrebt
werden solle, müsse eine Gesamtschau angestrebt werden, mit der Übersetzungs- und
Untertitelungsfragen mit technischen Mitteln gelöst würden, die nicht derart hohe
Kosten verursachten – so die Sprecherin des Büros. 
Der Empfehlung des Büros stand ein Antrag von Maya Graf (gp, BL) gegenüber, welcher
der parlamentarischen Initiative Folge geben wollte. Die UNO-
Behindertenrechtskonvention verpflichte die Schweiz, die politische Teilhabe von
Menschen mit Beeinträchtigungen zu sichern. Untertitel seien aber auch für Menschen
mit Migrationshintergrund wichtig, um Ratsdebatten folgen zu können. Mit Folgegeben
würde den beiden Büros ja lediglich der Auftrag erteilt, eine gut umsetzbare und nicht
zu kostenintensive Lösung zu finden. Graf zeigte sich zudem zuversichtlich, dass mit
der immer besser funktionierenden automatischen Spracherkennung die Kosten mit
der Zeit abnehmen würden, da etwa Untertitelung nicht mehr von Dolmetschenden,
sondern von Computern übernommen werden könne. Isabelle Chassot (mitte, FR)
brachte zudem den Vorschlag ins Spiel, ein neues System zuerst einmal lediglich im
Nationalrat anzuwenden und erst nach einiger Zeit und einer Evaluation auf den
Ständerat zu übertragen. Mit 24 zu 16 Stimmen (4 Enthaltungen) entschied sich der
Ständerat gegen sein Büro und gab der Initiative Folge. Damit wird das Büro-NR
beauftragt, rechtliche Grundlagen für mehr Barrierefreiheit zu schaffen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
MARC BÜHLMANN

Als zweites Geschäft der Wintersession 2022, gleich nach der Vereidigung des neuen
Ratsmitglieds Marc Jost (evp, BE), schritt die grosse Kammer zu den Wahlen für das
Nationalratspräsidium 2023. Die scheidende Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp,
AG) bedankte sich für das Vertrauen, die Mitarbeit und die Unterstützung und gab ihrer
Hoffnung Ausdruck, dem Anspruch gerecht geworden zu sein, «je zu einem
Hundertneunundneunzigstel Ihre Präsidentin zu sein». Einen besonderen Dank richtete
sie an alle Mitarbeitenden, die im Hintergrund wirken, aber ohne die die Mühlen in Bern
nicht reibungslos mahlen würden. Das Jahr, das mit dem Ende der Pandemie, aber mit
dem Beginn des Krieges in der Ukraine begonnen habe, habe ihr vor allem gezeigt, wie
fragil eine Demokratie sei und dass es gelte, deren Werte jeden Tag zu verteidigen. Sie
habe viel zugehört, sei auch dann im Saal gewesen, wenn die Mehrheit der Mitglieder
abwesend gewesen sei und habe gelernt, dass es darum gehen müsse, grosse
Mehrheiten für Kompromisse zu finden, um möglichst die Gesamtheit der Bürgerinnen
und Bürger zu vertreten. Diesen Konsens immer wieder zu finden, zusammenzustehen
und die gemeinsamen Werte zu stützen, sei und bleibe Aufgabe des Parlaments. Der Rat
verabschiedete seine Präsidentin mit stehenden Ovationen und schritt zur Wahl des
neuen Präsidenten. 
Wie gewohnt rückte der amtierende Vizepräsident ins Amt der höchsten Schweizerin
bzw. des höchsten Schweizers nach. Martin Candinas (mitte, GR) erhielt 181 von 188
möglichen Stimmen. Sieben Stimmen gingen an Diverse. Damit lag er weit über dem
langjährigen Schnitt von 155 Stimmen, kam aber nicht an die bisher höchste
Stimmenzahl heran, die Hansjörg Walter (svp, TG) bei seiner Wahl 2011 erhalten hatte

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 28.11.2022
MARC BÜHLMANN
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(185 Stimmen). Der 42-jährige Candinas war bei seiner Wahl jünger als der Durchschnitt
der bisherigen Nationalratspräsidentinnen und -präsidenten (52.4 Jahre) und hatte mit
einer Amtszeit von 11 Jahren etwas weniger Ratserfahrung als der Durchschnitt (14.3
Jahre). Candinas ist erst der fünfte Präsident aus dem Kanton Graubünden und auch
erst der fünfte höchste Schweizer rätoromanischer Muttersprache. 
Er leitete sodann seine Rede auch in der vierten Landessprache ein, wie er das im
Nationalrat bisher stets getan hatte. Er trete seine Aufgabe mit grossem Respekt an –
vor allem auch, weil es noch nie seit dem Zweiten Weltkrieg eine derartige Häufung von
Krisen gegeben habe wie heute: Pandemie, Krieg, Lieferengpässe, Energiekrise,
Inflation. Zwar sorge das politische System der Schweiz für Stabilität, dies könne aber
nur so bleiben, wenn Politik nicht zum Selbstzweck werde, wenn es nicht um
Eigeninteressen, sondern um das Gemeinwohl gehe. Das Motto seines Präsidialjahres
sei deshalb «gemeinsam – ensemble – insieme – ensemen»; er habe sich mit seiner
Parteikollegin und neuen Ständeratspräsidentin, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG), für
dieses gemeinsame Motto ausgesprochen. Damit sei nicht gemeint, dass es keine
harten Auseinandersetzungen geben dürfe, sondern dass man mit Respekt andere
Meinungen aushalte und dadurch der Demokratie Sorge trage: «Denn in einem Punkt
sind wir uns wohl alle einig: Unsere direkte Demokratie ist nicht perfekt, aber es gibt
kein besseres politisches System auf der ganzen Welt.» Candinas bedankte sich bei
seiner Familie, die im nächsten Jahr öfter ohne ihn auskommen müsse, sowie bei seiner
Vorgängerin, die ihm ein Vorbild gewesen sei, weil sie das Präsidium stets als
Teamaufgabe verstanden habe. Nach einer musikalischen Einlage eines Kinderchors aus
Sumvitg lud der neue Präsident die Ratsmitglieder – «wie es vor Corona Usus war» – zu
seiner Wahlfeier ein, die zwei Tage später in Disentis stattfinden sollte.
Als nächstes Traktandum wählte der Nationalrat das Vizepräsidium. Eric Nussbaumer
(sp, BL) wurde mit 161 von 190 möglichen Stimmen vom zweiten zum ersten
Vizepräsidenten befördert. 8 Wahlzettel blieben leer und 21 entfielen auf Diverse. Neu
ins Präsidium wurde Maja Riniker (fdp, AG) gewählt. Die FDP.Liberale-Fraktion hatte die
2019 in den Nationalrat gewählte 44-Jährige bereits im September 2022 etwas
überraschend der erfahreneren Daniela Schneeberger (fdp, BL) vorgezogen und für das
Amt nominiert. Der Rat wählte sie mit 131 von 186 möglichen Stimmen. 15 Wahlzettel
blieben leer, 4 waren ungültig, 21 entfielen auf Diverse und auf 15 fand sich der Name
von Daniela Schneeberger. Im Normalfall und eine Wiederwahl bei den eidgenössischen
Wahlen 2023 vorausgesetzt, wird nach Irène Kälin 2025 mit Maja Riniker also erneut
eine Aargauerin die grosse Kammer präsidieren. Zum 15. Mal wird dem Aargau dann
diese Ehre zuteil – nur die Kantone Bern (28), Zürich (24) und Waadt (20) stellten bisher
noch mehr höchste Schweizerinnen und Schweizer. 2

Nach dem Sturm auf das Capitol in den Vereinigten Staaten im Januar 2021 provozierte
auch der Angriff auf das Regierungsgebäude in Brasilia im Frühjahr 2023 mediale
Überlegungen zu den Sicherheitsmassnahmen für das Bundeshaus. Diese seien
«ständiges Traktandum» der Verwaltungsdelegation, gab Eric Nussbaumer (sp, BL),
Mitglied dieser Kommission, der NZZ zu Protokoll. Man wolle – trotz zunehmender
Drohungen – ein «offene[s] Haus bleiben und keine Festung werden». Allerdings
würden laufend neue Sicherheitsvorkehrungen getroffen. So seien etwa kürzlich die
Scheiben im Eingangsbereich und die vom Bundesplatz aus sichtbaren hohen Fenster
des Ständeratssaals gehärtet worden. Bewährt hätten sich im September 2021 bei
Demonstrationen von Covid-Gegnerinnen und Gegnern die Einrichtungen für einen
mobilen Sicherheitszaun. Zudem sei angedacht, dass Sicherheitsbeamte auch
ausserhalb der Sessionszeiten Tag und Nacht «das politische Zentrum des Landes» mit
ihrer Präsenz beschützten, so die NZZ. 

Am 14. Februar 2023 kam es dann in der Tat zu einem Ernstfall. Ein sich auffällig
verhaltener Mann mit Schutzweste und leerem Waffenholster liess sich zwar gegen 14
Uhr widerstandslos festnehmen, wies aber Spuren von Sprengstoff. Zudem wurde
bekannt, dass er auf dem Bundesplatz ein Auto abgestellt hatte. Sofort wurden das
Parlamentsgebäude, Teile des Bundeshauses und angrenzende Gebäude evakuiert und
der Platz grossräumig abgesperrt. Gegen 19 Uhr konnte jedoch Entwarnung gegeben
werden. Der geistig verwirrte Mann wurde in eine Klinik eingewiesen. 

In der Folge wurde jedoch in den Medien einige Kritik an der Reaktion der
Sicherheitskräfte laut. Die zahlreichen in Kommissionssitzungen anwesenden
Parlamentarierinnen und Parlamentarier, aber auch Viola Amherd und Guy Parmelin,
waren über den Südausgang evakuiert worden, weil die Ausgänge Richtung Bundesplatz
aufgrund der Vermutung, dass sich im dort abgestellten Fahrzeug eine Bombe befinden
könnte, als nicht sicher erachtet worden waren. Die Evakuation dauerte aufgrund der

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.02.2023
MARC BÜHLMANN
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dort eingerichteten Drehtüren allerdings sehr lange, weil jede Person einzeln durch die
Türen geschleust werden musste. Zudem mussten die Evakuierten in der Folge lange
Zeit auf der Bundesterrasse hinter dem Bundeshaus verharren, was
«sicherheitstechnisch nicht optimal gewesen» sei, wie der Tages-Anzeiger einige
Parlamentsmitglieder zitierte. «Jede Landdisco muss sich von Gesetzes wegen
schneller evakuieren lassen», enervierte sich etwa Andrea Caroni (fdp, AR) in der NZZ.
Kritisiert wurde in den Medien auch, dass zwar im Bundeshaus Ost und West, nicht aber
im Parlamentsgebäude ein Alarm zu hören gewesen war und dass das Fahrzeug
anscheinend schon lange Zeit vor dem Polizeieingriff auf dem Bundesplatz parkiert
gewesen sei, ohne dass jemand eingegriffen habe. Die «Sicherheitslücken im
Bundeshaus», wie die NZZ titelte, zeigten sich auch im Umstand, dass die
Ständeratspräsidentin «schlicht vergessen ging»: Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG)
hatte noch lange nach der Evakuation ahnungslos in ihrem Präsidialbüro
weitergearbeitet.  

Tags darauf nahm der Sicherheitsbeauftragte der Parlamentsdienste, Andreas
Wortmann, Stellung zur Evakuation. Es sei nach eingehender Analyse klar gewesen, dass
den Evakuierten auf der Südseite keine Gefahr drohe. Die Evakuation sei zwar nicht
sehr geordnet, aber sicher gewesen. Da die Polizei das Gebiet grossräumig abgesperrt
habe, hätten auch keine Sicherheitslücken bestanden. Verbessert werden müsse aber
die Information der Beteiligten. Dennoch kritisierte der Tages-Anzeiger den Vorfall als
«Behördenversagen», da es etwa im Ausland niemals möglich wäre, dass ein verwirrter
Mann unbehelligt in ein politisches Zentrum vordringen könne. Die Schweiz verliere ihre
«Glaubwürdigkeit» und müsse dafür sorgen, dass «der Anschein von Dilettantismus»
vermieden werde. 

Die Verwaltungsdelegation gab in der Folge bekannt, neue Notfallpläne mit
verschiedenen Szenarien ausarbeiten zu lassen. Insbesondere müssten die
Schnittstellenprobleme angegangen werden, die sich ergäben, weil bei einer
Evakuierung «sehr viele [Akteurinnen und Akteure] beteiligt und verantwortlich» seien.
Als Sofortmassnahme würden alle Alarmhörner auch im Parlamentsgebäude
eingeschaltet – darauf war bisher verzichtet worden, um bei einem grossen Andrang
von Besuchenden Panik zu vermeiden – und ein SMS-Notfalldienst für
Parlamentsmitglieder eingerichtet. 

Ende April 2023 begrüsste der Bundesrat in einer Medienmitteilung die Planung von
Sicherheitsszenarien und kam der an ihn gerichteten Aufforderung der
Verwaltungsdelegation nach, auch die bundesrätlichen Sicherheitsmassnahmen zu
koordinieren und sich mit dem Fedpol an den neuen Sicherheitskonzepten zu
beteiligen. 3

1) AB SR, 2022, S. 835 ff.; Bericht Büro-SR vom 30.5.22
2) AB NR, 2022, S. 1943 ff.; AZ, 3.9.22; WW, 8.9., 22.9.22; AZ, LT, NZZ, TA, 29.11.22; AZ, 30.11.22
3) Medienmitteilung Bundesrat vom 26.4.23; Medienmitteilung Verwaltungsdelegation vom 28.2.23; NZZ, 10.1.23; TA, 15.2.23;
AZ, TA, 16.2.23; AZ, TA, 17.2.23; LT, 18.2.23; TA, 20.2., 28.2.23
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